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Das sind die Fakten
Zum Leserbrief «Manipuliert und  
für dumm verkauft»,
Ausgabe vom 14. Oktober

Sehr geehrte Frau Huber. Leider   
sind die Fakten im neuen EU-Lebens-
mittelvertrag mit der Schweiz so: Die 
Schweiz übernimmt neu 165 EU-Er-
lasse und über 1500 Seiten, sowie alle 
weiteren Beschlüsse, die die EU in
diesem Bereich in Zukunft erlassen 
wird. Sie werden sogar in der Schweiz 
als Übergangserlasse eingeführt, 
wenn die Schweiz anmeldet, sie nicht
übernehmen zu wollen! Insbesondere 
die Kontrollen, die Selbstkontrollen, 
die Zertifizierungen und die Doku-
mentationspflichten für Betriebe 
werden neu massiv ausgeweitet. Die 
EU-Kontrolleure kontrollieren dabei 
die Betriebe sehr wohl auch direkt: 
«Die Kontrollen ... können Über-
prüfungen vor Ort umfassen.» (EU-
Richtlinie 2017/625). Zusätzlich sind 
die EU-Kontrolleure «... von Einwan-
derungsbeschränkungen» befreit
(Protokoll Lebensmittelsicherheit, 
Anlage 2). Die Landfrauen in  
Schleswig-Holstein stellten aufgrund 
der EU-Zertifizierungsregeln ihren 
langjährigen Marktstand mit Kuchen-
verkauf ein.

Magdalena Martullo, SVP-Nationalrätin,  
aus Meilen/Lenzerheide

Jahrelange Bündner  
Steuerabzocke
Zum Artikel «Ein Grund zur Sorge? 
Kanton rutscht tief in die roten  
Zahlen»,  
Ausgabe vom 16. Oktober 

Mit über 900 Millionen Franken auf 
der hohen Kante steht der Kanton
Graubünden finanziell blendend da. 
Finanzdirektor Martin Bühler spricht 
in einem Radiointerview von «gut 
gewirtschaftet» – doch diese Darstel-
lung greift viel zu kurz. In Wahrheit
ist dies das Resultat jahrelanger
Schönfärberei und einer bewussten 
Irreführung der Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler. 

Jahr für Jahr präsentierte die Regie-
rung ein negatives Budget – angeblich,
um nötige Investitionen abzusichern. 
In Wirklichkeit diente dieses Manöver
nur einem Zweck: der Vermeidung 
einer Steuerfusssenkung. Am Ende 
des Jahres dann die Überraschung:
Plötzlich schloss die Rechnung jeweils 
mit einem satten Gewinn ab. «April,
April» möchte man fast sagen. Doch 
lustig ist das nicht – denn hier wurden 

die Bürgerinnen und Bürger über 
Jahre hinweg hinters Licht geführt 
und finanziell ausgepresst. Es ist 
höchste Zeit, dass sich Regierung  
und Grosser Rat für diese jahrelange 
Steuerabzocke entschuldigen.  
Während die Bevölkerung hohe 
Steuern zahlte, hortete der Kanton
ein Milliardenvermögen – auf Kosten
aller. Die Folgen dieser fragwürdigen 
Finanzpolitik zeigen sich jetzt:  
Die Zahlungen aus dem nationalen
Finanzausgleich sind um über  
100 Millionen Franken zurück-

gegangen. Hätte der Kanton früh-
zeitig seinen Überschuss mit Steuer-
senkungen abgebaut, würden wir
womöglich weiterhin in vollem Um-
fang Gelder aus dem Finanzausgleich 
erhalten. Auch hier hat die Regierung 
gemeinsam mit dem Grossen Rat 
versagt. Statt einer durchdachten 
Planung folgt nun offenbar hektischer 
Aktionismus: Das angekündigte 
Investitionsprogramm wirkt wie eine 
überstürzte Reaktion, um die frei 
verfügbaren Mittel künstlich zu 
reduzieren. 

Gewerkschaften  
gefährden Baugewerbe
Seit Anfang Juli sind die Verhandlun-
gen über einen neuen Gesamtarbeits-
vertrag (LMV) für das Bauhauptge-

werbe in vollem Gange. Wie üblich 
bei solch wegweisenden Verhandlun-
gen schiessen die Gewerkschaften mit 
ihren Forderungen weit über das Ziel 
hinaus.

Die Forderungen beziffern sich in 
geldwertem Rahmen auf 12 bis  
15 Lohnprozente. Das ist überrissen 
und unrealistisch.

Diese massiven Ansprüche der  
Gewerkschaften würden die Bau-
kosten in die Höhe treiben und das 
Bauhauptgewerbe enorm gefährden. 
Denn damit wäre der Massivbau 
gegenüber anderen Bauweisen sehr 
bald nicht mehr konkurrenzfähig.

Die Drohungen mit Streiks und 
Blockaden auf den Baustellen werden 
unsere Mitarbeitenden nur behindern 
und auf keinen Fall weiterbringen. 
Einmal mehr versuchen die Gewerk-
schaften mit dieser Taktik, unsere 
Branche medial in einem schlechten 
Licht darzustellen. Sie negieren die 
guten Anstellungsbedingungen mit 
den europaweit höchsten gewerbli-
chen Löhnen und verschweigen, dass 
unser Handwerk für die Gesellschaft 
systemrelevant ist. Die soziale Verant-
wortung der Unternehmer wird von 
den Gewerkschaften nicht mehr 
geschätzt, sondern vielmehr sabo-
tiert.

Die Baumeister wollen einen allge-
mein verbindlich erklärten LMV.  
Es soll kein Flickenteppich auf der 
Basis des bestehenden LMV entste-
hen, sondern ein modernes praxis-
nahes Regelwerk mit klaren Mindest-
standards, die effektiv vollzogen 
werden können, und zwar im Interes-
se aller Beteiligten.

Maurizio Pirola, Präsident Graubündnerischer 
Baumeisterverband und Mitglied des Zentral-
vorstandes Schweizerischer Baumeisterver-
band, St. Moritz
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Haben Sie ein 
Halbtax-Abo?

Stand: Vortag 18 Uhr 
Stimmen gesamt: 846

«Ich muss fünf Tage  
in der Woche zu einem 
Termin erscheinen, um
Geld zu bekommen.»

@PygoscelisSpec

«Ratgeber»

Ob Kulinarik, Bildung oder
Lifestyle. Hier gibt es regelmäs-
sig wertvolle Tipps und Tricks.

suedostschweiz.ch/ratgeber

1Vom Himmel gefallen
Diese Bündnerin überlebte 

einen Flugzeugabsturz 

2Nach nur zwei Jahren
Churer Starbucks-Filiale 

schliesst

3Wer hat nun Vortritt?
Wandernde gegen Bikende

Haben Sie schon Kastanienbier getrunken?
Abstimmen auf suedostschweiz.ch. Haben auch Sie eine Frage? Senden Sie Ihren Vorschlag an forum@suedostschweiz.ch
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